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Mit dem geschäftlichen Engagement deutscher Un-
ternehmen in China ist meist auch eine Fach- und 
Führungsaufgabe deutscher Mitarbeiter in China ver-
bunden. Eine solche Mitarbeiterentsendung sollte im 
Vorwege sorgfältig durchdacht werden, denn nur so 
können die Probleme erkannt und durch gestalteri-
sche Maßnahmen verhindert oder das Risiko gemin-
dert werden. 
 
Entsendung im Arbeits- und Sozialrecht 

 

Der Begriff der Entsendung muss auf unterschiedli-
chen Ebenen betrachtet werden: arbeitsrechtlich und 
sozialversicherungsrechtlich, denn er ist nicht immer 
deckungsgleich. In der folgenden Darstellung werden 
im Grundsatz die arbeitsrechtlichen Begriffe verwen-
det. Dabei geht es darum,  in welchem Rechtsverhält-
nis die Verträge begründet werden.  
 
Unter Entsendung versteht man im engeren Sinne die 
weisungsgemäße, befristete Beschäftigung eines Mit-
arbeiters im Ausland im Rahmen eines inländischen 
Beschäftigungsverhältnisses für den inländischen 
Arbeitgeber. Wenn der Mitarbeiter hingegen seinen 
Wohnsitz im Ausland hat und von dort aus eine Be-
schäftigung für den in Deutschland ansässigen Ar-
beitgeber aufnimmt (so genannte „ Ortskraft“) oder 
wenn er von dort in ein Drittland entsandt wird, liegt 
keine Entsendung vor. Man unterscheidet also die 
Entsendung im engeren Sinne von der Versetzung 
und von der Auslandsdienstreise. 
 
 
 

Ein inländisches Beschäftigungsverhältnis besteht 
dann, wenn die folgenden Merkmale vorliegen: 
 
� Der entsandte Mitarbeiter bleibt organisatorisch in 

den Betrieb des entsendenden Unternehmens im 
Heimatland eingegliedert. 

� Der Anspruch des Mitarbeiters auf Arbeitsentgelt 
richtet sich gegen das entsendende Unterneh-
men. 

� Das Arbeitsentgelt wird tatsächlich wirtschaftlich 
von dem entsendenden Unternehmen im Heimat-
land getragen. 

 
Bei einer Mitarbeiterentsendung innerhalb verbunde-
ner Unternehmen kommt es also für die Einordnung 
darauf an, ob das Arbeitsentgelt ganz oder teilweise 
an das im Ausland ansässige verbundene Unterneh-
men weiterbelastet oder von diesem unmittelbar ge-
tragen wird. Dies wäre keine Entsendung. Eine zeitli-
che Begrenzung liegt nur vor, wenn bei vorausschau-
ender Betrachtungsweise ein zeitliches Ende abseh-
bar ist. Die Begrenzung im Voraus muss sich aus der 
Eigenart der Beschäftigung oder aus einer vertragli-
chen Vereinbarung ergeben. 
 
 
Vertragsgestaltung 

 
Im Rahmen der Entsendung kann zwischen mehreren 
Gestaltungsvarianten unterschieden werden; die übli-
chen sind: 
� Ein-Vertrags-Modell: der ursprüngliche  Arbeits-

vertrag besteht während der Entsendung fort, für 
den Auslandeinsatz wird eine Zusatzvereinbarung 
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abgeschlossen. Der ursprüngliche Vertrag und die 
Zusatzvereinbarung bilden zusammen die Rechts-
grundlage für den  Auslandseinsatz. Nach der 
Beendigung des Einsatzes gilt dann nur der ur-
sprüngliche Vertrag weiter. 

 
� Zwei-Vertrags-Modell: der ursprüngliche Vertrag 

wird während der Entsendung ruhend gestellt und 
ein neuer Entsendungsvertrag für den Zweck und 
die Dauer des Einsatzes abgeschlossen. Nach 
der Beendigung des Auslandseinsatzes lebt der 
ursprüngliche Arbeitsvertrag wieder auf. 

 
In der Praxis können jedoch diese Vertragsvarianten 
in China bei der Beantragung des Arbeitsvisums, der 
Arbeitsgenehmigung und der Aufenthaltsgenehmi-
gung zu Schwierigkeiten führen. Der Antragsteller 
wird häufig von der lokalen Behörde aufgefordert, 
neben dem Entsendungsvertrag einen zusätzlichen 
lokalen Arbeitsvertrag – zumindest formal - vorzule-
gen. Einer Entsendung steht nicht entgegen, dass 
neben dem bestehenden Arbeitsvertrag mit dem in 
Deutschland ansässigen Arbeitgeber zur Erlangung 
eines Arbeitsvisums ein lokaler Arbeitsvertrag ge-
schlossen wird, soweit die vorgenannten Merkmale 
zur Entsendung erfüllt werden. In diesem Fall beste-
hen dann für den Mitarbeiter zwei Arbeitsverhältnisse 
parallel. Wichtig ist, dass die beiden Verträge mitein-
ander abgestimmt sind und  somit kein Konfliktpoten-
zial zu den jeweiligen Rechten und Pflichten entsteht. 
 
 
Arbeitsvisum und Arbeitsgenehmigung in China  

 
China praktiziert seit dem 01.04.2017 ein neues Sys-
tem zur Beantragung des Arbeitsvisums und der  Ar-
beitsgenehmigung auf nationaler Ebene. Das duale 
System für ausländische Mitarbeiter mit einer allge-
meinen Beschäftigung und für ausländische Experten 
wurde abgeschafft. Neuerdings muss der Mitarbeiter 
vor der Einreise eine einheitliche „Alien Employment 
License Notice“  beantragen, nach Erteilung dann das 
jeweilige Visum (Typ Z oder R). Die einheitliche „Alien 
Work Permit“ und die Aufenthaltsgenehmigung muss 
der Mitarbeiter dann sogleich nach der Einreise in 
China beantragen. Die Behörde nimmt dabei eine 
erneute Prüfung vor. Das neue Antragsverfahren ord-
net die Antragsteller in die drei Kategorien A, B oder C 
ein. Die Ergebnisse werden grundsätzlich von den 
Immigrationsbehörden in einem Punktesystem er-
fasst, und die Bewertung wird anhand mehrerer Krite-
rien durchgeführt: Gehalt, Bildungsabschluss, berufli-
che Erfahrung, Bereich der Tätigkeit, Alter usw. An-
träge, die in Kategorie A fallen, unterliegen deutlich 

geringeren Beschränkungen und Verwaltungsaufwand 
als Bewerbungen der Kategorien B oder C. Gegebe-
nenfalls erhalten Antragssteller der Kategorie A unmit-
telbar eine Arbeitserlaubnis. 
Der Antragsteller oder sein Unternehmen können die 
nötigen Dokumente ohne weiteres online einreichen. 
Dazu müssen alle Unternehmen/Arbeitgeber in China 
ein Online-Konto beantragen, das für die Bearbeitung 
von Arbeitsgenehmigungen für ausländische Mitarbei-
ter erforderlich ist. Anträge für Arbeitsgenehmigungen 
erfolgen über das Online-System, werden dort verar-
beitet und archiviert. 
Grundsätzlich darf der Arbeitsvertrag die Dauer von 
fünf Jahren nicht überschreiten. Eine Verlängerung ist 
jedoch mit behördlicher Genehmigung möglich. 
 
 
Steuerrechtliche Aspekte  

 

Ob ein nach China entsandter Mitarbeiter für sein 
Arbeitsentgelt in Deutschland oder aber in China 
steuerpflichtig ist, bestimmt sich nach dem  Doppel-
besteuerungsabkommen (DBA) zwischen Deutsch-
land und China, das in der aktuellen Fassung seit 
dem 01.01.2017 in Kraft ist. 
 
Das Arbeitsentgelt wird nur in Deutschland besteuert, 
wenn der Mitarbeiter sich insgesamt nicht länger als 
183 Tage innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten 
in China aufhält und das Arbeitsentgelt von dem in 
Deutschland ansässigen Arbeitgeber gezahlt wird.. 
Allerdings darf das Arbeitsentgelt wirtschaftlich nicht 
unmittelbar oder mittelbar von einer Betriebsstätte 
oder einer festen Einrichtung des Arbeitgebers in Chi-
na getragen werden, sonst ist es auch bei kürzeren 
Aufenthalten in China zu versteuern. Dies erklärt sich 
damit, dass die chinesische Betriebsstätte die Auf-
wendungen für das Arbeitsentgelt steuerlich als Be-
triebsausgabe in China absetzen kann. 
Das Arbeitsentgelt unterliegt in jedem Fall der Be-
steuerung in China als Tätigkeitsland, falls sich der 
Mitarbeiter mehr als 183 Tage innerhalb eines Zeit-
raums von zwölf Monaten in China aufhält, Hält sich 
der Mitarbeiter mehr als fünf Jahre in China auf, ist er 
mit seinem gesamten Welteinkommen in China steu-
erpflichtig. 
Das entsendende Unternehmen muss auch die Vor-
schriften über das Entstehen einer steuerrechtlichen 
Betriebsstätte, insbesondere einer Dienstleistungs-
Betriebsstätte, berücksichtigen. Bauausführungen, 
Montage oder damit verbundene Aufsichtstätigkeiten, 
die zwölf Monate in China überschreiten, begründen 
dort eine solche steuerliche Betriebsstätte. Dienstleis-
tungen, einschließlich Dienstleistungen durch Perso-
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nalentsendung, die für dasselbe oder ein damit ver-
bundenes Vorhaben andauernd oder kumulativ 183 
Tage innerhalb von zwölf Monaten überschreiten, 
führen ebenfalls zu einer steuerlichen Betriebsstätte. 
Solche Betriebsstätten in China unterliegen dann dem 
chinesischen Steuerrecht. 
 
 
Renten- und Arbeitslosenversicherungen 

 
Eine grenzüberschreitende Beschäftigung kann dazu 
führen, dass der Mitarbeiter sowohl in Deutschland als 
auch in China  sozialversicherungspflichtig ist. Seit 
dem 15. Oktober 2011 sind alle entsandten Mitarbei-
ter in China grundsätzlich sozialversicherungspflichtig, 
es sei denn, dass China und das Herkunftsland des 
Mitarbeiters ein anders lautendes Abkommen ge-
schlossen haben. Die chinesische Sozialversicherung 
umfasst Kranken-, Arbeitslosen-, Renten-, Unfall- so-
wie Mutterschaftsversicherung. Die Anmeldung muss 
zudem innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt der Ar-
beitserlaubnis erfolgen. 
 
Um doppelte Versicherungsbeiträge zu vermeiden, 
haben Deutschland und China im Jahr 2002 ein Sozi-
alversicherungsabkommen geschlossen, das die Bei-
tragspflicht für Rentenversicherung und Arbeitslosen-
versicherung regelt.  
Danach gelten für eine Mitarbeiterentsendung nach 
China während der ersten 48 Kalendermonate weiter-
hin die deutschen Rechtsvorschriften. Der Arbeitgeber 
muss bei der gesetzlichen Krankenkasse, an die er 
die  Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung 
abführt -oder - falls es einen solchen Träger nicht gibt 
- bei der Deutschen Rentenversicherungen Bund, 
Berlin, eine „Bescheinigung über die Anwendung der 
deutschen Rechtsvorschriften über  Rentenversiche-
rung und Arbeitsförderung auf eine in China beschäf-
tigte Person“ (Vordruck VRC/D 101) beantragen.  
Diese Bescheinigung dient gegenüber den chinesi-
schen und deutschen Behörden als Nachweis dar-
über, dass für den Mitarbeiter ausschließlich die deut-
schen Vorschriften gelten. 
 
Wird der Mitarbeiter länger als 48 Monaten nach Chi-
na entsandt, gelten vom 49. Monat an grundsätzlich 
die chinesischen Vorschriften. Dennoch können der  
Arbeitgeber und der Mitarbeiter gemeinsam den Ab-
schluss einer Ausnahmevereinbarung  bei  dem GKV–
Spitzenverband DVKA beantragen. Der GKV-
Spitzenverband DVKA und die chinesische zuständi-
ge Behörde (Ministry of Human Resources and Social 

Security)-  entscheiden im Einzelfall unter Berücksich-
tigung der individuellen Art und Umstände der Be-

schäftigung, des Interesses des Mitarbeiters und ins-
besondere der arbeitsrechtlichen Bindung des Mitar-
beiters in Deutschland, ob die deutschen Vorschriften 
weiter anwendbar bleiben und der Mitarbeiter von der 
Versicherungspflicht in China befreit ist. 
 
Bei einer Entsendung wird das Verfahren zur Aus-
nahmevereinbarung unter folgenden Voraussetzun-
gen vereinfacht:  
 
� Die Entsendung ist zeitlich auf maximal 60 Mona-

te befristet. 
� Der Abschluss einer Ausnahmevereinbarung wird 

während der ersten 50 Monate beantragt. 
 
Unter Berücksichtigung der individuellen Art und Um-
stände der Beschäftigung kann die Befreiung von der 
chinesischen Versicherungspflicht insgesamt auf eine 
Dauer von 96 Monaten verlängert werden. Im Einzel-
fall mit besonderen Umständen kann die Dauer nach 
96 Monaten noch einmal verlängert werden. 
 
 
Andere  Sozialversicherungen 

 

Zur Kranken-, Pflege- und Unfallversicherung unter-
halten Deutschland und China kein Abkommen. Es ist 
daher zu prüfen, ob der entsandte Mitarbeiter neben 
der Sozialversicherungspflicht dafür in China auch 
weiterhin in  Deutschland sozialversicherungspflichtig 
ist. Wenn der Mitarbeiter befristetet entsendet wird, 
aber weiterhin der Organisation des Heimatunterneh-
mens  untersteht, gelten die deutschen Rechtsvor-
schriften über die Versicherungspflicht und Versiche-
rungsberechtigung fort  (sogenannte „Ausstrahlung“, § 
4 SGB IV).  Dies gilt unabgängig davon, ob eine Ver-
sicherungspflicht in der Sozialversicherung des Ziel-
staates besteht, in den der Arbeitnehmer entsandt 
wird. Ob die Bedingungen der Ausstrahlung bei einer 
Entsendung gegeben sind, lässt sich durch einen An-
trag auf  Entsendebescheinigung klären (Fragebogen 
für die Ausstellung der Bescheinigung über die An-
wendung der deutschen Rechtsvorschriften bei Be-
schäftigung in China (Vordruck VRC/D 101) und Prü-
fung einer Entsendung im Sinne der Ausstrahlung (§ 4 
SGB IV).) Zuständig sind die gesetzlichen Kranken-
kassen oder ggf. die Deutsche Rentenversicherung 
Bund.  
Der entsandte Mitarbeiter, der weiterhin in Deutsch-
land gesetzlich krankenversichert ist, erhält daher im 
Krankheitsfall, bei Schwangerschaft oder Mutterschaft 
von seinem Arbeitgeber die ihm nach dem Kapitel 
„Leistungen der Krankenversicherung“ zustehenden 
Leistungen. Dies gilt auch für die mitversicherten Fa-
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milienangehörigen, die den Mitarbeiter besuchen oder 
begleiten. Die Krankenkasse erstattet dem Arbeitge-
ber die ihm entstandenen Kosten bis zu der Höhe, wie 
sie auch im Inland entstanden wären (§ 17 SGB V). 
Will der Arbeitgeber seinen Mitarbeiter gut absichern, 
sollte er für ihn eine private Zusatzversicherung, Aus-
landsvollkosten- oder Restkostenversicherung ab-
schließen, um die medizinischen Behandlungskosten 
in China aufzufangen, die die gesetzliche deutsche 
Krankenversicherung nicht erstattet,. 
 
Für den Fall, dass der Mitarbeiter weder dem Sozial-
versicherungsabkommen unterliegt, noch eine Aus-
strahlung vorliegt, ist  es besonders zu empfehlen, die 
Versicherungslücke durch zusätzliche freiwillige  Ver-
sicherungen  in Deutschland zu schließen. 
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